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1. Einleitung  

1.1 Die Bedarfsgemeinschaft 

Mit der Einführung des Arbeitslosengeldes II im Jahr 2005 wurde ein Novum in der moder-

nen Gesetzgebung geschaffen: die Bedarfsgemeinschaft. Dieses Konstrukt war etwas ganz 

Neues, da eine solche Form im Gesetz noch nie auf diese Art umgesetzt wurde. In teilweise 

korrespondierenden Gesetzen1 sind andere Personengemeinschaften maßgebend. 

Der Ursprung des Begriffs der Bedarfsgemeinschaft findet sich in den Regelungen des Un-

terstützungswohnsitzgesetzes aus dem 19. Jahrhundert. Der Regelungsinhalt beschränkte 

sich darauf, dass das Haupt der Familie die Bedürftigen dieser zu unterstützen hatte. Anfang 

des 20. Jahrhunderts wurde dieses Konzept durch den Individualanspruch abgelöst.2 Die 

Bedarfsgemeinschaft des SGB II greift das wieder auf, leider ohne jegliche Begründung, 

warum eine solche Form gewählt wurde. 

Geprägt wurde der Begriff der Bedarfsgemeinschaft durch den Deutschen Verein für öffentli-

che und private Fürsorge. Hier handelte es sich um ein Konzept, das für Zusammenfassung 

aller Bedarfe und aller Einkommen steht. Es werden somit keine Einzelansprüche berechnet, 

sondern nur ein Gesamtbedarf einer Personengemeinschaft.3 

Das SGB II spricht zwar von einer Bedarfsgemeinschaft, mischt jedoch das Konzept dieser 

mit dem Konzept der Einsatzgemeinschaft. Es handelt sich immer noch um individuelle Ans-

prüche. Der Bedarf wird nicht für alle gemeinsam berechnet, sondern der Einzelbedarf wird 

im Verhältnis zum Gesamtbedarf gestellt. Durch eine Vertretungsvermutung wird auf einen 

Adressaten für Leistungen und Verwaltungsakte abgestellt.4 

Diese neue Form der sozialrechtlichen Einstandspflichten stand außerdem im starken Ge-

gensatz zu zivilrechtlichen Unterhaltspflichten. Nicht nur Ehepartner5 und Lebenspartner ste-

hen im SGB II füreinander ein, sondern auch eheähnliche sowie partnerschaftsähnliche6 

Gemeinschaften. Unverständlich vor allem für Leistungsbezieher ist dies bei der Konstellati-

on, dass Partner sich zivilrechtlich keinen Unterhalt schuldig sind, aber dennoch im Leis-

tungsbezug des SGB II einstandspflichtig sind.7 

                                                
1 So zum Beispiel die Grundsicherung des 12. Buches Sozialgesetzbuch. 
2 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §7 Rn. 44. 
3 Vgl. Becker in Eicher/Luik, K-SGB II, §7 Rn. 80. 
4 Vgl. Becker in aaO., §7 Rn. 77. 
5 Aufgrund der Leserlichkeit wird auf die männliche Form abgestellt. Diese schließt alle in Frage kom-
menden Geschlechter mit ein. 
6 Dies wurde durch eine spätere Änderung hinzugefügt. 
7 Vgl. Wersig, Freiwillige Leistungen Dritter, s. Anhang 1, S. V. 
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Schon seit den Anfängen des Arbeitslosengeldes II wird das Konstrukt der Bedarfsgemein-

schaft kritisch betrachtet, verfassungsrechtlich sowie verfahrensrechtlich. Fraglich ist dabei 

natürlich inwiefern die Umsetzbarkeit des Konstrukts die Praxis beeinflusst. So sprach sich 

auch das Bundessozialgericht in einem Urteil aus dem Jahr 2006 gegen das Konzept der 

Bedarfsgemeinschaft aus. Es zweifelte die Verwaltungspraktikabilität stark an und forderte 

grundsätzliche Änderungen, andernfalls solle dieses Konzept wieder abgeschafft werden.8  

1.2 Problemlagen 

Die Bedarfsgemeinschaft wurde durch verschiedene rechtliche Problemlagen als strittiges 

Konstrukt eingestuft. Diese Problemlagen sorgen in der Praxis für Verwirrung durch gravie-

rend unterschiedlich ausfallende Ansichten und durch die schlechte Verwaltungspraktikabili-

tät. 

Ein großes Problem stellt die fehlende Kompatibilität zu anderen Gesetzen dar. Darunter 

zählen u. a. Teile des Bürgerlichen Rechts und die Sozialhilfe nach dem SGB XII. Es fehlt an 

der Abstimmung zu diesen bereits vor der Grundsicherung für Arbeitssuchende existieren-

den Gesetzen und deren Regelungen. (siehe dazu Gliederungspunkt 2) 

Die Vertretungsregelungen der Bedarfsgemeinschaft schaffen vordergründig Verwirrung im 

formellen Verfahren der Leistungsermittlung. Aber auch materiell rechtliche Vorschriften sind 

undurchsichtig und umstritten, so zum Beispiel die Problematik der Drei-Generationen-

Bedarfsgemeinschaft sowie die Regelung der Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft. 

(siehe dazu Gliederungspunkt 3) 

Im Groben zusammengefasst zeichnet sich die Bedarfsgemeinschaft durch eine fehlende 

gesetzliche Harmonisierung und fehlende Verwaltungsvereinfachung aus. Im Folgenden wird 

darauf eingegangen und es werden jeweils verschiedene Einflüsse und Lösungsansätze 

näher beleuchtet. Zum Schluss wird eine Empfehlung gegeben, ob die Bedarfsgemeinschaft 

beibehalten werden sollte. 

2. Fehlende gesetzliche Harmonisierung 

Aufgrund der Tatsache, dass die Bedarfsgemeinschaft eine ganz neue Unterhaltsvorschrift 

speziell für Leistungsbezieher darstellt, ist der Rechtsunterschied zu den mit dem SGB II 

korrespondierenden Gesetzen groß. Als Beispiel für unzulängliche Abstimmung mit anderen 

Gesetzen zählt das Verhältnis vom SGB II zum BGB, sowie zum SGB XII. 

                                                
8 Vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7 b AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 14, 25. 
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2.1 Dissonanz zu den Regelungen des zivilrechtlichen Unterhalts 

Das Konzept der Bedarfsgemeinschaft im SGB II ist von der zivilrechtlichen Unterhaltspflicht 

stark zu differenzieren.9 Dies wirft jedoch Fragen dazu auf, inwiefern und warum sich zivil-

rechtlich einander nicht unterhaltspflichtige Personen im SGB II aufgrund des §9 Abs.2 Ein-

kommen füreinander einsetzen sollten und ob der Gesetzgeber berechtigt war, im Rahmen 

der Grundsicherung eine solche Norm einzuführen. 

Im Zivilrecht gibt es unterschiedliche Unterhaltsregelungen: Familienunterhalt oder auch 

Ehegattenunterhalt, Kindesunterhalt und Elternunterhalt. Grundsätzlich sind sich Verwandte 

in gerader Linie zum Unterhalt verpflichtet. Ehegatten sind sich zum einen unterhaltspflichtig 

nach §1360 BGB, bei Getrenntleben10 richtet sich der Unterhalt nach §1361 BGB. Kindes- 

und Elternunterhalt findet seine Grundlagen in §§1601 ff. BGB: Danach sind Verwandte ge-

rader Linie einander zum Unterhalt verpflichtet, wenn der Andere bedürftig ist. Bei mehreren 

Unterhaltsberechtigten legt §1609 BGB eine Rangfolge11 fest, welche Ansprüche zuerst er-

füllt werden sollen. Nach §1603 Abs. 1 BGB ist eine Person nicht unterhaltspflichtig, insoweit 

sie die Mittel für die Deckung des eigenen Unterhalts benötigt. Dies wird auch als Selbstbe-

halt bezeichnet. 

Das Konstrukt der Bedarfsgemeinschaft beruht dagegen auch auf dem Gedanken, tatsächli-

che Lebensverhältnisse abzubilden. Stark vereinfacht ist zu sagen, dass Menschen, die zu-

sammen leben und wirtschaften und eine enge Bindung besitzen, zusammen eine Bedarfs-

gemeinschaft bilden. Zur Bedarfsgemeinschaft eines erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 

gehören: nicht dauernd getrennt lebende Ehegatten oder Lebensgefährten, der Verantwor-

tungs- und Einstehenspartner, die im Haushalt lebenden Eltern eines unter 25-jährigen un-

verheirateten Kindes und die dem Haushalt angehörenden Kinder aller genannten Personen. 

Es wird demnach der Fokus auf das gemeinsame Wohnen und Wirtschaften gelegt. 

Problematisch zu der Verbindung zwischen zivilrechtlichen Unterhalt und dem Einsatz inner-

halb der Bedarfsgemeinschaft ist insbesondere die Thematik der nicht eheähnlichen Partner 

und der Stiefkinder. Partner, die zusammen leben und die gewissen Voraussetzengen nach 

§7 Abs. 3a SGB II12 erfüllen, bilden eine Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft. 

Partner, von denen einer ein – dem Haushalt angehörendes – leibliches Kind hat, bilden zu 

dritt eine Bedarfsgemeinschaft. Aufgrund der Regelung nach §9 Abs. 2 S. 3 SGB II, dass der 

Individualbedarf durch das Verhältnis zum Gesamtbedarf der Bedarfsgemeinschaft ermittelt 

                                                
9 Vgl. BSG v. 19.10.2010 – B 14 AS 51/09 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 137836, Rn. 15 ff. 
10 Wann ein Getrenntleben vorliegt, regelt §1567 BGB. 
11 Zunächst werden minderjährige Kinder, dann Ehegatten, volljährige Kinder, Enkelkinder, Eltern. 
(Aufzählung nicht vollständig) 
12 Siehe Gliederungspunkt 3.2.2 
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wird13, muss auch der Partner des Elternteils für das Kind Einkommen einsetzen. Im Zivil-

recht muss der Stiefvater für das Kind keinen Unterhalt leisten, jedoch nur insoweit er das 

Kind nicht bereits angenommen hat.14  

Nach Brosius-Gersdorf war der Gesetzgeber nicht berechtigt mittels des §7 Abs. 3 Nr. 3 

Buchst. c und Abs. 3a SGB II den Begriff der eheähnlichen Gemeinschaft so stark zu erwei-

tern. Die Änderung wurde begründet mit einer Ungleichbehandlung aufgrund von Art. 6 GG, 

der unter anderem vermittelt, dass eheliche Gemeinschaften gegenüber nichtehelichen Ge-

meinschaften nicht schlechter gestellt werden sollen. Vergleichbar wären nach Brosius-

Gersdorf eheliche und nichteheliche Gemeinschaften aber nur, wenn die Zweite „eheähnli-

che Züge“15 trägt. Die Neuerung der Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft und die 

damit verbundene Vermutungsregelung träfen nicht den Kern der eheähnlichen Gemein-

schaft. So könne der Gesetzgeber nicht allein davon ausgehen, dass nach einem Jahr ge-

meinsamen Wohnen ein wechselseitiger Wille zur Verantwortungs- und Einstehensgemein-

schaft vorliegt. Die Eheähnlichkeit wird nach Brosius-Gersdorf erfüllt, wenn sich die nichtehe-

lichen Partner tatsächlich Unterstützung zukommen lassen und gegenseitiges Einstehen 

vorliegt, das der ehelichen Unterhaltspflicht des bürgerlichen Rechts gleichkommt. Die Vor-

schriften zur Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft würden nach seinen Aussagen 

bewirken, dass bereits von einer Eheähnlichkeit ausgegangen wird, die meist noch nicht vor-

liegt.16 

Stark kritisiert wird die Art und Weise der Einstandspflicht im SGB II unter anderem auch von 

Maria Wersig. Bis Mitte des Jahres 2006 mussten Ehegatten für das leibliche Kind des Part-

ners nur im Rahmen der Einstandspflicht von Verwandten im Haushalt nach §9 Abs. 5 SGB 

II Einkommen und Vermögen einsetzen. Die nicht verheirateten Partner des Elternteils wur-

den aber nicht innerhalb dieser Vorschrift herangezogen. Durch die Neuregelung des §9 

Abs. 2 SGB II, gültig ab dem 01.08.2006, müssen Partner, die zur Bedarfsgemeinschaft ge-

hören, ihr Einkommen und Vermögen durch die Bedarfsanteilmethode für das leibliche Kind 

des anderen Partners einsetzen. Das bedeutet, wenn der Stiefelternteil seinen eigenen Be-

darf decken könnte, ist dies nicht von Belang, da die Mitglieder zu gleichen Teilen an der 

Hilfebedürftigkeit beteiligt werden. Dies steht im starken Gegensatz zu Unterhaltspflichtigen 

des bürgerlichen Rechts, das diesen einen Selbstbehalt zuspricht, wogegen die Partner im 

SGB II sofort für die Partner und Kinder der Bedarfsgemeinschaft einstehen.17  

                                                
13 Das wird auch als Bedarfsanteilmethode bezeichnet. (vgl. Mecke in Eicher/Luik, K-SGB II, 4. Aufl., 
§9 Rn. 43) 
14 Vgl. §§1741 ff. BGB. 
15 Brosius-Gersdorf, NZS 2007, 410 ff., GP. III. 1. A). 
16 Vgl. Brosius-Gersdorf aaO. 
17 Vgl. Wersig, Freiwillige Leistungen Dritter, s. Anhang 1, S. V f. 
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Das Bundesverfassungsgericht äußert sich gegen die Kritiken. Deutlich wird dies durch ei-

nen Beschluss bezüglich einer Verfassungsbeschwerde aus dem Jahr 2016. Es wird ange-

führt, dass dem Gesetzgeber bei der zeit- und realitätsnahen Bestimmung der Bedarfe für 

die Sicherung des menschenwürdigen Existenzminimums ein Gestaltungsspielraum zusteht. 

In Anbetracht der Tatsache, dass finanzielle Mittel der Allgemeinheit für Bedürftige zur Ver-

fügung gestellt werden, ist es nur gerechtfertigt, dass Leistungen nur den wirklich Bedürfti-

gen zugute kommen. Dabei müssen auch Zuwendungen von Dritten berücksichtigt werden, 

worunter u. a. der zivilrechtliche Unterhalt fällt. Jedoch sieht das Bundesverfassungsgericht 

die Möglichkeit, dass nicht zivilrechtlich unterhaltspflichtige Personen auch mit erfasst wer-

den können. Dabei ist aber maßgebend, inwieweit die Personen gemeinsam wirtschaften. 

Das Bundesverfassungsgericht sieht demnach kein verfassungsrechtliches Problem in der 

erweiterten Einstandspflicht der Bedarfsgemeinschaft im SGB II.18 

Der Meinung von Brosius-Gersdorf, dass der Gesetzgeber seinen Gestaltungsspielraum 

überschritten hat, hält das Bundesverfassungsgericht die Grundsätze der Sicherung des 

menschenwürdigen Existenzminimums entgegen. Die Menschenwürde nach Art. 1 GG und 

das Prinzip des Sozialstaates nach Art. 20 Abs. 1 GG bilden ein Recht auf „Gewährleistung 

eines menschenwürdigen Existenzminimums“19. Dieses Recht greift dann, wenn die Grund-

bedürfnisse einer Person nicht durch Einkommen oder Vermögen und auch nicht durch Hilfe 

von Dritten gedeckt werden können. Dazu zählen nicht nur gegenseitig Unterhaltspflichtige, 

sondern auch andere Partner, aufgrund der Fokussierung auf das gemeinsame Wirtschaften 

und nicht auf die Unterhaltspflicht. Insoweit wurde die Regelung der Verantwortungs- und 

Einstehensgemeinschaft verfassungsgemäß vom Gesetzgeber eingeführt. Brosius-Gersdorf 

bezieht sich nicht konkret auf den Gestaltungsspielraum nach Art. 1 GG i. V. m. Art 20 Abs.1 

GG, sondern konzentriert sich wie oben erläutert auf die Rechtfertigung der Regelung durch 

Art. 6 Abs. 1 GG. Dennoch wirkt die Erläuterung des Bundesverfassungsgerichts schlüssig. 

Maria Wersig betrachtet vordergründig, inwieweit die Einstandspflichten von Stiefvätern im 

SGB II im Gegensatz zu den Unterhaltspflichten der leiblichen Väter im BGB und die Prob-

lematik des Selbstbehalts zu vertreten ist. Der Kern ihrer Aussage ist, dass das einen Wider-

spruch gegenüber dem eben genannten Recht auf ein Existenzminimum in jedem Einzelfall 

darstellt, da die Einstandspflicht keinen Anspruch für Hilfebedürftige auf Zahlung auslöst und 

dadurch ihr Recht auf das Existenzminimum gekürzt würde.20 Eine Verfassungsbeschwerde 

zu diesem Thema wurde als unzulässig und somit ohne Aussicht auf Erfolg abgewehrt, vor 

allem aber aus dem Grund, dass in diesem Einzelfall der Einstandspflichtige der hilfebedürf-

                                                
18 Vgl. BVerfG, Beschluss vom 27.07.2016, 1 BvR 371/11, lexetius.com/2016,2601, Rn. 38 f. 
19 BVerfG, aaO., Rn. 36. 
20 Vgl. Wersig, Freiwillige Leistungen Dritter, s. Anhang 1, S. XI, GP 4. 
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tigen Person nachweislich ‚Kost und Logis‘ gewährt hat.21 Nach Auffassung des Bundessozi-

algerichtes sei die Regelung nicht verfassungswidrig, die Rechtsfolgen müssen dagegen 

verfassungskonform angewandt werden.22 Doch faktisch bleibt die sogenannte Stiefkinder-

Thematik weiterhin problematisch. 

Eine Möglichkeit der Harmonisierung von sozialrechtlichen Einstandspflichten und zivilrech-

tlichem Unterhalt wäre eine Beschränkung der Vermutungstatbestände einer Verantwor-

tungs- und Einstehensgemeinschaft. Brosius-Gersdorf schlägt vor, dass nicht nur eine der in 

§7 Abs. 3a SGB II genannten Tatbestände vorliegen muss, sondern die Partner nach Num-

mer 1 mindestens ein Jahr zusammenleben und zusätzlich mindestens eine der anderen 

Nummern einschlägig sein sollte.23 Dadurch könnte die Regelung insoweit gebessert wer-

den, als dass die Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft nicht auf jede Partnerschaft 

zutrifft, die länger als ein Jahr zusammenlebt. Dadurch könnte verhindert werden, dass die 

eheähnliche Gemeinschaft als solches durch den Gesetzgeber zu weit formuliert wird. Da 

diese Problematik jedoch vom Verfassungsgericht als unbedenklich angesehen wird, ist dies 

ein weniger wichtiges Ziel. 

Dagegen schlägt Wersig unter anderem vor, die Einstandspflichten im SGB II auf die zivil-

rechtlich Unterhaltspflichtigen zu beschränken, die mit dem Hilfebedürftigen in einer Wohn- 

und Wirtschaftsgemeinschaft leben. Das würde vereinfacht bedeuten, dass nur Ehegatten, 

Lebenspartner und Eltern gegenüber ihren leiblichen Kindern einstandspflichtig wären.24 Hier 

spricht jedoch die Problematik des Art. 6 Abs. 1 GG entgegen. Der Schutz von Ehe und Fa-

milie bedeutet auch, dass diese keine Schlechterstellung erfahren. Das wäre bei dieser Lö-

sung aber der Fall. Wodurch dieser Lösungsansatz nicht in Betracht kommt. 

Eine weitere Möglichkeit zur Harmonisierung wäre es, bezüglich der Einstandspflichten, wie-

der zu den Anfangsregelungen zurückzukehren. Bis zu den Änderungen zum 01.08.2006 

waren nach §9 Abs. 2 S. 2 SGB II a. F. nur der oder die leibliche(n) Eltern oder Elternteile 

der Bedarfsgemeinschaft einstandspflichtig gegenüber dem Kind. Bei Ehegatten und Le-

benspartnern wurde auf §9 Abs. 5 SGB II abgestellt. Bei (damals noch) eheähnlichen Part-

nern wurde bei einem nicht leiblichen Kind das Einkommen dieser Person nicht angerechnet. 

Dies könnte, auch unter einer Anpassung des Verwandten- und Verschwägertenunterhalts, 

eine Möglichkeit sein. Personen, die Kindern gegenüber nicht unterhaltspflichtig sind, wären 

entweder über §9 Abs. 5 SGB II mit einzubeziehen oder gegenüber dem Kind nicht ein-

standspflichtig. Dennoch kann diese Lösung eine kompliziertere Rechnung zur Folge haben, 

was für die Verwaltungspraktikabilität eher negativ wäre in Anbetracht der Technik, die diese 
                                                
21 Vgl. BverfG, Beschluss vom 29.05.2013, 1 BvR 1083/09, lexetius.com/2013,1856. 
22 Vgl. BSG 07.11.2006 – B 7 b AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 15. 
23 Vgl. Brosius-Gersdorf NZS 2007, 410 ff., III. 3. 
24 Vgl. Wersig, Freiwillige Leistungen Dritter, s. Anhang 1, S. XII GP 5.1. 
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Konstellationen widerspiegeln muss. Dennoch erscheint diese Lösungsmöglichkeit praxis-

tauglicher. 

2.2 Dissonanz zu den Regelungen des 4. Kapitels SGB XII 

Auch die fehlende Abstimmung zum Sozialhilferecht des SGB XII ist unverständlich. Beide 

Gesetze gebrauchen das übergeordnete Ziel der Grundsicherung, wenn auch unter unter-

schiedlichen Voraussetzungen. Das SGB XII nimmt sich jedoch im Gegensatz zum SGB II 

dem Konstrukt der Einsatzgemeinschaft an.25 Warum sich der Gesetzgeber in sich grundle-

gend so ähnlichen Gesetzen für unterschiedliche Formen des solidarischen Einsatzes ent-

schieden hat, ist unklar.26 Dies führt jedoch in der gemeinsamen Umsetzung beider Grundsi-

cherungen zu Problemen, die so nicht gewollt sein können. 

Diese fehlende Abstimmung findet sich in der Problematik der gemischten Bedarfsgemein-

schaft wieder. Eine solche entsteht dann, wenn mindestens ein erwerbsfähiger Leistungsbe-

rechtigter nach dem SGB II und ein Anspruchsberechtigter auf Grundsicherung im Alter oder 

bei voller Erwerbsminderung nach §§41 ff. SGB XII die Voraussetzungen einer Bedarfsge-

meinschaft erfüllen. Der Anspruchsberechtigte nach SGB XII könnte Sozialgeld nach SGB II 

aufgrund der Bildung einer Bedarfsgemeinschaft erhalten, jedoch ist die Grundsicherung im 

Alter und bei voller Erwerbsminderung den Leistungen gegenüber dem Sozialgeld des SGB 

II nach §§5 Abs. 2 S. 2, 19 Abs. 1 S. 2 SGB II vorranging. Der Anspruch auf Grundsicherung 

im Alter und bei voller Erwerbsminderung bedingt entweder ein Erreichen der Altersgrenze 

nach §41 Abs. 2 S. 3 SGB XII oder das Vorliegen einer dauerhaft vollen Erwerbsminderung 

nach §41 Abs. 3 SGB XII. Bei Bezug einer Rente wegen Alters können Personen durch den 

Ausschlussgrund nach §7 Abs. 4 S. 1 SGB II keine Leistungen nach dem SGB II erhalten. 

Bei einer dauerhaft vollen Erwerbsminderung besteht ein Anspruch auf aufstockende Leis-

tungen als nicht erwerbsfähiges Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft, da kein solcher Aus-

schluss gefasst wird, das 4. Kapitel des SGB XII aber vorrangig ist. 

Aus Sicht des SGB XII-Leistungsträgers bilden die beiden Personen eine Einsatzgemein-

schaft27 und aus Sicht des SGB II-Leistungsträgers eine Bedarfsgemeinschaft.28 Da die Re-

gelungen des Einstandes für Dritte der beiden Grundsicherungen doch sehr unterschiedlich 

ausfallen, entstehen an dieser Stelle Schwierigkeiten, wenn die Ansprüche der jeweils leis-

                                                
25 Vgl. §§ 27 Abs. 2, 43 Abs. 1 SGB XII. 
26 Zu der Wahl der Bedarfsgemeinschaft im SGB II liegt in Bundestagsdrucksachen keine Begründung 
vor. (vgl. BT-Drs. 15/1516, S. 52, http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/15/015/1501516.pdf, letzter Stand: 
18.02.19 19:57) 
27 In der Grundsicherung im Alter und bei voller Erwerbsminderung sind Einkommen und Vermögen 
des Ehepartners, des Lebenspartners, des eheähnlichen oder des lebenspartnerschaftsähnlichen 
Partners insoweit zu berücksichtigen, als dass es ihren Bedarf nach den Vorschriften des SGB XII 
übersteigt. (vgl. §43 Abs. 2 S. 2 SGB XII) 
28 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §7 Rn. 86 und 89. 



8 
 

tungsberechtigten Personen zu bestimmen sind. Durch die Rechtsprechung des Bundesso-

zialgerichts in verschiedenen Urteilen wurden folgende Lösungswege aus Sicht des SGB II 

für die Problematik getroffen. 

Bei der Ermittlung des Anspruchs auf Arbeitslosengeld II des erwerbsfähigen Leistungsbe-

rechtigten muss auch Einkommen und Vermögen des zur Bedarfsgemeinschaft gehörenden 

Partners berücksichtigt werden.29 Ein Partner, der zwar durch einen Anspruch der Grundsi-

cherung im Alter und bei voller Erwerbsminderung vom SGB II ausgeschlossen ist, wird den-

noch Mitglied der Bedarfsgemeinschaft, wenn die Voraussetzungen des §7 Abs. 3 SGB II 

erfüllt sind.30 Somit muss auch für diese Person eine Bedarfsermittlung erfolgen, die jedoch 

fiktiv stattfindet. Laut Bundessozialgericht ist dabei der Bedarf aufgrund der fehlenden ge-

setzlichen Berücksichtigung einer solchen Konstellation nach den Regelungen des SGB II zu 

bestimmen.31 

Bei der Anwendung der Bedarfsanteilmethode nach §9 Abs. 2 S. 3 SGB II treten jedoch 

Problemstellungen auf, da es an weiterführenden Regelungen fehlt. Grundsätzlich muss der 

Gesamtbedarf dem Gesamteinkommen der Bedarfsgemeinschaft gegenübergestellt werden 

und jedes Mitglied im Verhältnis seines individuellen Bedarfs zum Gesamtbedarf an der Hil-

febedürftigkeit beteiligt werden. Im Falle einer Person im Altersrentenbezug, die nach §7 

Abs.4 S. 1 SGB II ausgeschlossen ist, würde dies jedoch keinen Sinn ergeben, da diese 

durch den Ausschluss keinen Anspruch auf Grundsicherung für Arbeitssuchende hat. Das 

BSG entschied, dass in einem solchen Falle, der ausgeschlossene Partner getrennt von den 

anderen Mitgliedern der Bedarfsgemeinschaft geprüft wird. Der Einkommensüberschuss 

über seinen individuellen Bedarf muss anschließend den Hilfebedürftigen der Bedarfsge-

meinschaft zugute kommen und wird über die horizontale Berechnungsmethode32 auf diese 

verteilt. 33 Dauerhaft voll erwerbsgeminderte Personen, die lediglich aufstockende Leistungen 

erhalten, werden aufgrund ihres Anspruchs mittels der horizontalen Berechnungsmethode 

vollständig in die Ermittlung der Hilfebedürftigkeit einer Bedarfsgemeinschaft aufgenommen. 

Der aufstockende Anspruch ergibt sich aus dem Bedarf des SGB II abzüglich der Höhe des 

Anspruchs nach dem SGB XII. 

Gibt es jedoch Hinweise darauf, dass es durch die fiktive Bedarfsermittlung im SGB II zu 

einer Schlechterstellung des nicht leistungsberechtigten Mitglieds der Bedarfsgemeinschaft 

kommt, weil die Bedarfe des SGB XII höher ausfallen würden bzw. die Konstellation im SGB 

II nicht wiedergespiegelt werden kann, ist eine Vergleichsberechnung bzw. eine Bedarfser-

                                                
29 Vgl. §9 Abs. 2 S. 1 SGB II. 
30 Vgl. BSG v.15.04.2008 – B 14/7b AS 58/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 81921, Rn. 31. 
31 Vgl. BSG aaO. Rn. 40. 
32 Siehe dazu auch Gliederungspunkt 3.2.1 
33 Vgl. BSG aaO. Rn. 47 f. 
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mittlung nach den Vorschriften des SGB XII anzustellen.34 Ansonsten könnte das bewirken, 

dass diese Person durch Einsatz seines Einkommens noch hilfebedürftig nach dem SGB XII 

wird. 

An der gemischten Bedarfsgemeinschaft wird die Disharmonie des SGB II und SGB XII be-

sonders in Bezug auf die Bedarfsgemeinschaft und die Einsatzgemeinschaft deutlich. Dass 

der Gesetzgeber vor allem im Rahmen der Ermittlung der Hilfebedürftigkeit nach §9 Abs. 2 

SGB II keine Regelungen diesbezüglich getroffen hat, ist unverständlich und macht die prak-

tische Umsetzung der Gesetze problematisch. Die fehlenden Regelungen führen dazu, dass 

das Gesetz stark ausgelegt werden muss. In der Praxis bedarf es aber konkreten Vorschrif-

ten, hier im Besonderen, da zwei Gesetze aufeinandertreffen. Die Grundsicherungen dienen 

der Sicherung des Existenzminimums. An der Schnittstelle von SGB II und SGB XII wird dies 

allerdings verkompliziert, wodurch es an Verwaltungspraktikabilität fehlt. Die Verwaltungen 

müssen untereinander verstärkte Abstimmungen treffen, um die Sicherung des Existenzmi-

nimums zu wahren. 

Durch auslegende Rechtsprechung fügt sich eine Verfahrensweise zusammen. Es wäre 

empfehlenswert, dass der Gesetzgeber zur Abstimmung des SGB II und SGB XII noch wei-

tere Regelungen trifft, da das Bundessozialgericht meist vom reinen Wortlaut des Gesetzes 

ausgeht oder auch einige Problemstellungen nicht abschließend lösen kann oder möchte. 

Dabei stellt sich die Frage, ob der Gesetzgeber die jetzige Verfahrensweise vertreten würde. 

Ratsam wäre es, Regelungen zur Harmonisierung einzuführen bzw. Änderungen hervorzub-

ringen, die eine Harmonisierung der beiden Gesetze ermöglicht. Karola Stephan schlägt un-

ter anderem eine völlige Umstellung der bisherigen Vorschriften des SGB II vor. Dabei müss-

te auf die Bedarfsgemeinschaft in ihrer Form verzichtet werden, um anschließend die Ein-

standspflichten des SGB II an die der Einsatzgemeinschaft des SGB XII anzugleichen.35 Die-

ser Gedanke stellt einen grundsätzlichen Lösungsansatz dar, der eventuell auch andere 

Probleme der Bedarfsgemeinschaft, zum Beispiel die Problematik des Selbstbehalts bezüg-

lich des Unterhalts sowie die Problematik der fiktiven Hilfebedürftigkeit36 lösen könnte. Wird 

von der komplizierten Zeit der Umstellung auf eine solche Regelung abgesehen, kann der 

Gesetzgeber dann nicht mehr durchsetzen, was er eigentlich mit der Regelung der Bedarfs-

gemeinschaft schaffen wollte: eine ‚realitätsnahe‘ Abbildung von Gemeinschaften. 

Eine Vereinfachung in der Ermittlung der Hilfebedürftigkeit einer gemischten Bedarfsgemein-

schaft wäre auch, die Regelungen des §7 Abs. 3 SGB II so beizubehalten, aber die Ein-

                                                
34 Vgl. Becker in Eicher/Luik, K-SGB II, 4. Auf., §7 Rn. 35; BSG v. 09.06.2011 – B 8 SO 20/09 R, 
www.sozialgerichtsbarkeit.de, 147421, Rn. 20. 
35 Vgl. Stephan: Die Ansprüche zusammenlebender Personen nach SGB II und SGB XII, S. 401 f. 
36 Siehe Gliederungspunkt 3.2.1 
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standspflichten hinsichtlich des §9 Abs. 2 S. 3 SGB II dem Prinzip der Einsatzgemeinschaft37 

anzugleichen. Dadurch könnte die Bedarfsermittlung von gemischten Bedarfsgemeinschaf-

ten erleichtert werden, aber dennoch eine realitätsnahe Widerspiegelung von füreinander 

einstehenden Personen gewährleistet werden. Da das SGB II Individualansprüche vermit-

telt38, aber den Hilfebedürftigen dennoch innerhalb einer Bedarfsgemeinschaft betrachtet, 

erscheint kontrovers. Mithilfe dieses Lösungsvorschlages könnte dies abgewandt werden. 

3. Fehlende Verwaltungsvereinfachung 

Die Problemlagen der Bedarfsgemeinschaft treten nicht nur in Zusammenhang mit anderen 

Gesetzen auf, sondern auch innerhalb der Regelungen des SGB II. Einige Vorschriften be-

züglich und im Zusammenhang mit der Bedarfsgemeinschaft sind im formell und materiell 

rechtlichen Sinne bedenklich. Im Folgenden werden einige Problemstellungen aufgegriffen.39 

3.1 Formelle Rechtlichkeit 

Die formelle Rechtlichkeit in der Bedarfsgemeinschaft des SGB II schafft hinsichtlich der Ver-

tretungsbefugnis nach §38 SGB II eine kontroverse Regelung. 

Die Vertretungsfiktion ist eine Spezialvorschrift, d. h. eine Konkretisierung des Rechtes bei 

dem ein Beteiligter nach §12 SGB X sich nach §13 SGB X vertreten lassen kann. Die Vor-

schrift dient der Verwaltungsvereinfachung in der Hinsicht, dass die Sachbearbeiter nicht 

mehrere Antragsteller einer Berdarfgemeinschaft haben.40 Gäbe es diese Regelung nicht, 

müsste jedes Mitglied der Bedarfsgemeinschaft einen alleinigen Antrag stellen und demzu-

folge auch einen eigenen Bescheid zugesandt und die Leistung auch an ihn ausgezahlt be-

kommen, weil es sich bei den Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende grundle-

gend um Individualansprüche41 handelt. Jedoch tritt die Vertretungsfiktion nur ein, wenn kei-

ne Anhaltspunkte dagegen sprechen. Es reicht aus, dem Leistungsträger lediglich anzuzei-

gen, dass die Leistungsberechtigten ihre Angelegenheiten allein klären möchten und sie die 

Vertretungsfiktion nicht annehmen.42 Die Vermutung der Vertretung der Bedarfsgemeinschaft 

nach §38 Abs. 1 SGB II kommt dem erwerbsfähigen Leitungsberechtigten zugute. Bei meh-

                                                
37 Das Prinzip der Einsatzgemeinschaft beruht darauf, dass die zugehörigen Personen nur insoweit 
füreinander Einkommen und Vermögen einsetzen, als dass dieses ihren individuellen Bedarf über-
steigt. (Vgl. §43 Abs. 1 S. 2 SGB XII) 
38 Vgl. BSG v. 09.06.2011 – B 8 b SO 20/09 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 147421, Rn. 15. 
39 Diese Aufstellung der Problemlagen ist nicht vollständig, da die Anzahl der Probleme weitreichend 
ist, so zum Beispiel wird von einer Betrachtung der Thematik der temporären Bedarfsgemeinschaft 
abgesehen. 
40 Vgl. BT-Drs. 15/1516 S.63, http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/15/015/1501516.pdf, letzter Stand: 
18.02.19 19:57. 
41 Vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7b AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 12. 
42 Vgl. Silbermann in Eicher/Luik, K-SGB II, 4. Aufl., §38 Rn. 1 ff, 11. 
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reren erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach §7 Abs. 1 SGB II wird auf die antragstel-

lende Person abgestellt. Zu beachten ist, dass die Vertretungsfiktion nur im Antrags- und 

Bewilligungsverfahren Anwendung findet.43 Handelt es sich jedoch um eine Anhörung nach 

§24 SGB X, ein Aufhebungs- oder Erstattungsverfahren oder auch um ein gerichtliches Ver-

fahren, so muss sich der Leistungsträger an die Einzelperson wenden.44 Die Vertretungsfikti-

on erlischt, wenn der Leistungsträger Kenntnis von dagegen sprechenden Tatsachen45 er-

hält. Dies kann auch während des Verfahrens eintreten.46  

Spellbrink beschrieb die Vermutungsregelung als „halbherzig durchgeführte ‚Koordinierungs-

funktion‘“.47 Kritisch an der Vertretungsfiktion ist das Verhältnis zu dem bereits erwähnten 

Individualanspruch, den jedes einzelne Mitglied der Bedarfsgemeinschaft innehat. Es wurde 

angezweifelt, ob die Vertretungsfiktion verfassungsgemäß ist. Der Schutz der Menschen-

würde nach Art. 1 GG impliziert, dass keine Objektstellung im Verfahren durch den Gesetz-

geber erfolgen darf.48  Dies ist jedoch nach Auffassung von Schoch auch nicht streitig, da die 

Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft die Vermutung jederzeit widerlegen können. Dies gelte 

jedoch in jedem Falle dann, wenn die Mitglieder darüber aufgeklärt sind.49  

In der Gesetzesbegründung wird die Vertretungsvermutung durch eine „Verbesserung der 

Verwaltungspraktikabilität und der Verwaltungsökonomie“50 erklärt. Da die Regelung jedoch 

eher zu dem reinen Konzept51 einer Bedarfsgemeinschaft passt und nicht zu dem Mischkon-

zept des SGB II, das grundlegend Individualansprüche vermittelt, verursacht sie laut Spell-

brink erhebliche Schwierigkeiten.52 Diese finden sich wieder in der Erstellung eines Bewilli-

gungsbescheides, der die einzelnen Verwaltungsakte zu den Individualansprüchen erkenn-

bar darstellen muss, der (äußerliche) Bescheid aber dennoch an die vertretungsbefugte Per-

son als Bekanntgabeadressat nach §39 SGB X bekannt gegeben werden muss.53 Verwirrend 

ist auch der Umfang der Vertretung, den der Gesetzgeber geschaffen hat: die Vermutung gilt 

bezüglich der Beantragung und der Entgegennahme von Leistungen. Definiert wird diese 

Wortgruppe darunter, dass die Bevollmächtigung für alle Verfahrenshandlungen gilt, die das 

Verfahren betreffen, wozu auch der Widerspruch zählt. Dies betrifft jedoch nicht darüber hi-

                                                
43 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §38 Rn. 14 f. 
44 Vgl. Silbermann in Eicher/Luik, K-SGB II, 4. Aufl., §38 Rn. 42 ff. 
45 Zum Beispiel bei zweckwidrigen Nutzens der entgegengenommenen Leistungen (vgl. Schoch in 
Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §38 Rn. 9) 
46 Vgl. Silbermann in Eicher/Luik, K-SGB II, 4. Aufl., §38 Rn. 19. 
47 Spellbrink NZS 2007, S. 121 ff. 
48 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl. §38 Rn. 5. 
49 Vgl. Schoch in aaO.  
50 BT-Drs. 15/1516 S. 63, http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/15/015/1501516.pdf, letzter Stand: 
18.02.19 19:57. 
51 Zum reinen Konzept der Bedarfsgemeinschaft siehe Gliederungspunkt 1.1 Seite 1. 
52 Vgl. Spellbrink NZS 2007, S. 121ff. II. 
53 Vgl. Spellbrink aaO., III.1. 
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nausgehende Bestandteile des Verwaltungsverfahrens – so zum Beispiel bei Aufhebungs- 

und Rückforderungsbescheiden.54 

Eine weitere Komplikation der Vertretungsvermutung tritt in Verbindung mit nicht funktionie-

renden Bedarfsgemeinschaften auf. Funktionierende Bedarfsgemeinschaften liegen vor, 

wenn jedem Mitglied der Bedarfsgemeinschaft sein tatsächlicher Anspruch zufließt.55 Da es 

sich bei dem Empfänger der Leistungen im Regelfall aber um den Vertretungsbefugten nach 

§38 SGB II handelt, ist dies schwer nachzuvollziehen. Die Problematik dieser Form resultiert 

hauptsächlich aus der Vertretungsvermutung. Schwierigkeiten entstehen dann, wenn der 

anspruchsberechtigten Person die Leistungen eben nicht zufließen. Von da an liegt eine 

nicht funktionierende Bedarfsgemeinschaft vor.56  

Die Mischung aus dem reinen Konzept der Bedarfsgemeinschaft und dem alten Konzept des 

Individualanspruchs spiegelt sich auch in der Vertretungsbefugnis wider. Die beiden gegen-

sätzlichen Konzepte schließen sich größtenteils gegenseitig aus, wodurch hier Probleme in 

der rechtmäßigen Erbringung der Leistungen auftauchen. Der Gesetzgeber ist dafür zustän-

dig, bedürftigen Personen Grundsicherung zu gewähren. Kommen diese aber nicht der be-

dürftigen Person zugute, sondern der vertretungsbefugten Person, erfüllt der Gesetzgeber 

die bereits erläuterte „Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums“ nach 

Art. 1 i. V. m. Art. 20 Abs.1 GG nicht.57 Insoweit kann dies verfassungsrechtlich problema-

tisch werden. Vordergründig liegt das Problem darin, dass die Mitglieder einer Bedarfsge-

meinschaft keinen direkten Anspruch auf Weiterleitung der Leistungen haben. 

Laut Bundessozialgericht ist ein zivilrechtlicher Weiterleitungsanspruch der Leistungen zwar 

denkbar58, zu mehr reicht es allerdings nicht. Der Gesetzgeber könnte in dieser Richtung 

aktiv werden und den Vertretungsbefugten verpflichten, das Geld an den jeweiligen Ans-

pruchsberechtigten weiterzuleiten. Dadurch wäre die Vertretungsbefugnis nach §38 SGB II 

nicht mehr rechtlich bedenklich gegenüber nicht funktionierenden Bedarfsgemeinschaften. 

Ob dies jedoch dem Grundgedanken der Norm, der Verwaltungspraktikabilität, entspricht, 

bleibt fraglich. Schließlich ist dies bestimmt mit erhöhtem Verwaltungsaufwand verbunden.  

Spellbrink vertritt die Lösung des Statusfeststellungsverfahrens. Das bedeutet, dass der 

Leistungsträger spätestens ab dem Widerspruchseingang ermitteln muss, ob die jeweiligen 

Personen dem Verfahren als Widerspruchsführer bzw. Kläger beiwohnen wollen.59 Sinnvoll 

wäre auch zu überlegen, ob nicht von Anfang an ein solches Statusfeststellungsverfahren 

                                                
54 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §38 Rn. 14 f. 
55 Vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7 AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 15. 
56 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §7 Rn. 88. 
57 Siehe dazu Gliederungspunkt 2.1 
58 Vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7 AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 15. 
59 Vgl. Spellbrink NZS 2007, S. 121 ff., V. 
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eingeführt werden sollte. Es könnte als Bestandteil des Antragformulars abgefragt werden, 

wo doch schließlich auch da die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft erfasst werden. So 

könnten die Probleme, inwieweit die Vermutung der Vertretung gilt vermieden werden. 

3.2 Materielle Rechtlichkeit 

3.2.1 Fiktive Hilfebedürftigkeit 

Die fiktive Hilfebedürftigkeit ist eine der materiell rechtlichen Problemlagen. Eine Person, die 

dem Grunde nach leistungsberechtigt ist, muss hilfebedürftig nach §9 Abs. 1 SGB II sein: 

„Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu be-

rücksichtigen Einkommen oder Vermögen sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von 

anderen (…) bekommt.“ 

In einer Bedarfsgemeinschaft müssen nach §9 Abs. 2 SGB II auch das Einkommen der 

Partner berücksichtigt werden. Bei Kindern wird das Einkommen der Eltern bzw. des Eltern-

teils und Partners angerechnet.60 Das Einkommen der Partner nach §7 Abs. 3 Nr. 3 SGB II 

wird nach der Regelung gegenseitig mit einbezogen. Bei den Kindern wirkt die Berücksichti-

gung nur einseitig. Können Kinder ihren Bedarf aus eigenem Einkommen und Vermögen 

decken, werden sie nach §7 Abs. 3 Nr.4 SGB II nicht mit in die Bedarfsgemeinschaft aufge-

nommen. 61 Bei der Ermittlung des Anspruchs wird demnach ihr Einkommen und Vermögen 

nur auf ihren Bedarf angerechnet und danach ermittelt, ob sie diesen decken können oder 

nicht. 

Die Vorschrift des §9 Abs. 2 S. 3 SGB II regelt die Bedarfsanteilmethode bzw. die horizontale 

Berechnungsmethode. Diese besagt, dass jedes Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft, die 

ihren Bedarf nicht im Ganzen decken kann, im Verhältnis seines individuellen Bedarfs zum 

gesamten Bedarf dieser hilfebedürftig wird. Daraus folgt, dass die Personen, die ihren eige-

nen Bedarf decken könnten, trotzdessen als hilfebedürftig gelten und ihr Einkommen und 

Vermögen auf die anderen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft ebenso angerechnet werden. 

Im Folgenden wird ein Beispiel62 geschildert, dass die grundlegende Berechnung veran-

schaulichen soll: 

Es wird von zwei erwerbsfähigen leistungsberechtigten Partnern, Herrn A und Frau A, aus-

gegangen, die mit einem gemeinsamen Kind A zusammenleben. Die Kosten der Unterkunft 

belaufen sich auf 600 €, die gleichmäßig auf die Personen, die in der Wohnung zusammen 

                                                
60 Vgl. §9 Abs.2 SGB II 
61 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, §9 Rn. 22, 27. 
62 Die verwendeten Werte sind fiktiv und stark vereinfacht, da das Beispiel nur zur Veranschaulichung 
der Bedarfsanteilsmethode dient. 
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leben, verteilt werden.63 Als zu berücksichtigendes sowie bereits bereinigtes Einkommen64 

werden bei Herr A mit 600 € und bei Frau A mit 200 € festgesetzt. Das Kind erhält das Kin-

dergeld i. H. v. 194 €. Die Regelbedarfe ab 01.01.2019 belaufen sich bei den Partnern auf 

382 € und beim Kind auf 322 €.65 Somit ergibt sich folgende Berechnung: 

 
Herr A Frau A 

Kind A 
(14 Jahre) 

Bedarfe nach §§20, 22, 23 
SGB II 

582 € 582 € 522 € 

abzgl. Kindergeld   
-194 € 
=328 

Gesamtbedarf 1492 €   

anrechenbares Einkommen 
nach §§11 ff. SGB II 

600 € 200 €  

Bedarfsanteile am Gesamt-
bedarf 

39,01 % 39,01 % 21,98 % 

Einkommensanteile 312,08 € 312,08 € 175,84 € 

Individueller Anspruch 269,92 € 269,92 € 152,16 € 

 

Herr A könnte bei einer individuellen Betrachtung seinen eigenen Bedarf decken. Durch die 

horizontale Berechnungsmethode muss er aber sein Einkommen für die anderen Mitglieder 

einsetzen und wird somit an der Bedürftigkeit der Bedarfsgemeinschaft beteiligt. 

Verfassungsrechtlich wird die Einkommensberücksichtigung unter den Mitgliedern einer Be-

darfsgemeinschaft nicht als gänzlich unproblematisch angesehen. So gibt es Zweifel, dass 

die Aufgabe der Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums nach Art. 1 

GG i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG mit dieser Regelung nicht genug befriedigt worden ist. Strittig 

ist die Tatsache, ob die Vorgabe des Gesetzgebers, dass eine Person Teile von seinem be-

darfsdeckenden Einkommen und Vermögen für Andere einsetzen soll und dass sie dadurch 

selbst bedürftig wird. Ebenso verfassungsmäßig problematisch ist die Tatsache, dass sich 

der Anspruch einer bedürftigen Person verringert und somit einer anderen ggf. individuell 

nicht leistungsberechtigten Person zugesprochen wird.66 

Das Bundessozialgericht thematisierte dies in einem Urteil aus dem Jahr 2006. Dabei wurde 

darauf hingewiesen, dass die betreffende Klage nicht mit einer Verfassungswidrigkeit von §9 

Abs. 2 S. 3 SGB II begründet werden könne. Desweiteren kann mit Blick auf die eigentlich 

nicht leistungsberechtigte Person nicht von einer Verfassungswidrigkeit gesprochen werden, 

                                                
63 Die Bedarfe für Unterkunft und Heizung richten sich nach §22 SGB II. 
64 Das zu berücksichtigende Einkommen und dessen Bereinigung richtet sich nach §§11-11b SGB II. 
65 Die aktuellen Regelbedarfsstufen richten sich nach der Regelbedarfsstufen-
Fortschreibungsverordnung 2019.  
66 Vgl. Becker in Eicher/ Luik, K-SGB II, 4. Aufl., §7 Rn. 82.; Labrenz ZfW 2008, S. 217 ff., V. 
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da ihm ein Recht zu Teil wird, dass er ohne die Regelung nicht hätte. Problematisch an diese 

Regelung wäre höchstens die Tatsache, dass bedürftige Mitglieder einen Teil ihres Ans-

pruchs abgeben müssen. Dies sei nur in einer funktionierenden Bedarfsgemeinschaft un-

problematisch. Jedoch sollten in strittigen Fällen die betreffenden Normen verfassungskon-

form ausgelegt werden.67 Es kann aber in Hinblick auf das Rechtsstaatprinzip nach Art. 20 

GG nicht das Ziel des Gesetzgebers sein, dass Normen verfassungskonform ausgelegt wer-

den müssen, sondern dass diese verfassungskonform sind. 

Auch das Grundrecht auf Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG soll negativ beeinträchtigt 

sein. Einer Person werden Rechte und Pflichten durch die Regelungen des SGB II zugesp-

rochen, obwohl sie als individuelle Person nicht bedürftig ist. Ihr kommt zwar das Recht auf 

Leistung zu, aber sie muss auch mit dem Einkommen und Vermögen für Andere einstehen, 

denen gegenüber er eventuell auch zivilrechtlich gar nicht unterhaltspflichtig ist. Problema-

tisch ist hier auch die Frage, ob eine solche erwerbstätige Person mit Androhungen von 

Sanktionen nach §31 SGB II aufgefordert werden kann, einen höher bezahlten Job anzu-

nehmen. In einem solchen Fall müssen die Regelungen beschränkend ausgelegt werden, 

sodass sie nicht auf diese bestimmte Personengruppe der Bedarfsgemeinschaft greift, da es 

sonst tatsächlich eine sehr große verfassungsrechtliche Gefahr bezüglich einer Grund-

rechtsverletzung nach Art. 2 Abs. 1 GG darstellen könnte.68 Fraglich ist auch wieder hier, 

warum die Regelungen des SGB II verfassungsgemäß ausgelegt werden müssen, obwohl 

sie verfassungsgemäß sein müssten. 

Eine Möglichkeit, die fiktive Hilfebedürftigkeit im SGB II nicht mehr verfassungsrechtlich 

problematisch zu gestalten, wäre zum Beispiel die Einführung der horizontalen-vertikalen 

statt der horizontalen Berechnungsmethode. Somit würden Personen einer Bedarfsgemein-

schaft nur mit ihrem Einkommensüberschuss über ihrem individuellen Bedarf für die Anderen 

einstehen. Ist ein Einkommensüberschuss vorhanden, müsste dieses daraufhin mithilfe der 

horizontalen Berechnungsmethode auf die anderen Mitglieder verteilt werden. Das würde 

auch dem Grundsatz des Individualanspruchs, den das SGB II trotz des Prinzips der Be-

darfsgemeinschaft verfolgt, verstärken.69 

Eine andere Lösung wäre, dass Personen der Bedarfsgemeinschaft, die ihren eigenen Be-

darf decken können, von Leistungen des SGB II ausgeschlossen werden. Dieser Gedanke 

ist ähnlich dem Verfahren bei gemischten Bedarfsgemeinschaften70. Sie wären zwar Be-

standteil der Bedarfsgemeinschaft nach §7 Abs. 3 SGB II, würden aber nur mit dem Über-

schuss ihres Einkommens für die anderen hilfebedürftigen Mitglieder der Bedarfsgemein-
                                                
67 Vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7 b AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 15. 
68 Vgl. Becker in Eicher/ Luik, K-SGB II, 4. Aufl., §7 Rn 82. 
69 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, 6. Aufl., §9 Rn. 42. 
70 Siehe Gliederungspunkt 2.2 
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schaft einstehen. Dies wäre verfassungsrechtlich unproblematischer und würde ebenso die 

zwanghafte Zuordnung von Rechten und Pflichten verhindern, wenn die Personen von die-

sen ausgeschlossen werden. Es könnte aber zu Folgeproblemen führen. Es müsste zum 

Beispiel geklärt werden, was geschieht, wenn diese ihren eigenen Bedarf deckende Person 

der einzige erwerbsfähige Leistungsberechtigte ist. Werden die anderen Personen daraufhin 

an die Sozialhilfe des SGB XII weitergeleitet oder bleibt die Bedarfsgemeinschaft bestehen? 

3.2.2 Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft 

Die Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft war nicht von Anfang an Teil der Bedarfs-

gemeinschaft. Sie ersetzt die frühere Regelung der eheähnlichen Gemeinschaft. Es wurde 

bereits auf die grundlegende Verfassungsmäßigkeit dieser Vorschrift eingegangen. (siehe 

Gliederungspunkt 2.1) Im Folgenden liegt der Schwerpunkt bei den Vermutungstatbeständen 

und der Beweislast. 

In vier Fallkonstellationen kann nach §7 Abs. 3a SGB II vermutet werden, dass eine Verant-

wortungs- und Einstandsgemeinschaft vorliegt. Bei der Gesetzgebung wurden verschiedene 

Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes sowie des Bundessozialgerichtes zur Ein-

standsgemeinschaft einbezogen. Wichtig ist demnach eine gewisse Stetigkeit und Dauerhaf-

tigkeit der Beziehung, das Bestehen einer Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft, aber 

auch eine gemeinsame Versorgung von gemeinsamen Kindern. 71 

Nach §7 Abs. 3a SGB II wird ein wechselseitiger Wille vermutet, wenn Partner länger als ein 

Jahr oder mit einem Kind zusammenleben, Kinder oder Angehörige im Haus versorgen oder 

befugt sind, über das Einkommen oder Vermögen des Anderen zu verfügen. Bei diesen Vor-

aussetzungen handelt es sich nicht um Mindestanforderungen: wenn Partner weniger als ein 

Jahr zusammen wohnen, bedeutet dies nicht, dass keine Verantwortungs- und Einstands-

gemeinschaft vorliegt. Es kann lediglich nicht nach §7 Abs. 3a Nr. 1 SGB II vermutet wer-

den.72 Die Aufzählung der Vermutungstatbestände in §7 Abs. 3a SGB II sind nicht abschlie-

ßend.73 Ist keiner der Tatbestände in einem vorliegenden Fall maßgeblich, so können auch 

andere Tatsachen für das Vorliegen einer Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft 

sprechen. Diese muss der Leistungsträger daraufhin im Rahmen des Amtsermittlungsgrund-

satzes nach §20 SGB X ermitteln.74 

Um das Bestehen einer Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft als erfüllt anzusehen, 

müssen die Partner zum einen zusammen leben und zum anderen den wechselseitigen Wil-

                                                
71 Vgl. Becker in Eicher/ Luik, K-SGB II, §7 Rn. 111. 
72 Vgl. Becker in aaO. 
73 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, §7 Rn. 93. 
74 BA Fachliche Weisungen §7 SGB II Gliederungspunkt 2.2 (13). 
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len haben, „Verantwortung füreinander zu tragen und füreinander einzustehen“.75 Von einer 

Partnerschaft wird ausgegangen, wenn die Beziehung auf einer gewissen Ausschließlich-

keit76 beruht.77 Durch diese Definition werden Gemeinschaften ausgeschlossen, die sich Ge-

schwister teilen oder auch auf Kostengründen beruhen.78 

Vor der Prüfung der Vermutungstatbestände muss zunächst das Zusammenleben der betrof-

fenen Personen festgestellt werden. Laut Rechtsprechung ist zunächst zu beachten, dass 

ein einfaches ‚Zusammenwohnen‘ nicht ausreicht, um dies zu bejahen. Es bedarf dazu noch 

einer Haushalts- und Wirtschaftsgemeinschaft.79 Entscheidend ist bei dieser Prüfung, dass 

die Partner zusammen ihren Lebensunterhalt bestreiten und den Haushalt gemeinsam füh-

ren.80 So kann eine Wirtschaftsgemeinschaft zum Beispiel vermutet werden, wenn ein Part-

ner Möbel zur gemeinsamen Benutzung zur Verfügung stellt.81 

Die Gesetzesbegründung zu §7 Abs. 3a SGB II spricht bei der Vermutungsregelung von ei-

ner Beweislastumkehr.82 Das bedeutet, wenn einer der Tatbestände (ermittelt durch den 

Leistungsträger) vorliegt, ist von einer Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft auszu-

gehen. Der Antragsteller müsse, wenn dem nicht so ist, einen Nachweis für das Gegenteil 

erbringen. Es reiche nicht aus, eine Erklärung beim Leistungsträger diesbezüglich abzuge-

ben. Nach der Gesetzesbegründung liegt die Beweislast somit beim Antragsteller. Sie müs-

sen Beweise bringen, dass keine der vier Konstellationen des §7 Abs. 3a SGB II vorliegt 

bzw. Nachweise darlegen, die ein zutreffendes Tatbestandsmerkmal entkräftet.83 Fraglich ist 

hier, warum der Gesetzgeber einen Negativbeweis fordert. Wie kann bewiesen werden, dass 

etwas – hierbei der wechselseitige Wille – nicht da ist? Nach Schoch ist diese Beweislast-

umkehr neben der Vermutungsregelung „vollständig verfehlt“84. An die vorzutragenden Be-

weise der Antragsteller sind daher keine hohen Anforderungen zu stellen. Eine schlüssige 

Darlegung sollte ausreichend sein. Das erschließe sich aus dem Amtsermittlungsgrundsatz 

nach §20 SGB X: nicht jede Behauptung solle angezweifelt werden und nicht zu jeder Darle-

gung Beweise gefordert werden. Es sind die günstigen Umstände für den Antragsteller zu 

berücksichtigen. Nach Schoch sollte eine Erklärung bezüglich der Thematik der Tatbestände 

                                                
75 §7 Abs. 3 lit. c SGB II 
76 Unter Ausschließlichkeit wird eine gegenseitige Treue verstanden. (vgl. Becker in Eicher/ Luik, K-
SGB II, §7 Rn. 108) 
77 BA Fachliche Weisungen zu §7 SGB II: Gliederungspunkt 2.2 (11). 
78 BA aaO., Gliederungspunkt 2.2 (12). 
79 Vgl. LSG Niedersachsen-Bremen v. 10.09.2007 – L 9 AS 439/07 ER 
80 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, §7 Rn. 95. 
81 Vgl. BayLSG 17.01.2014 – L 7 AS 854/13 B ER 
82 Vgl. BT-Dr. 16/1410, S. 19., http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/014/1601410.pdf, Stand 
18.02.2019 20:59. 
83 Vgl. BT-Dr. aaO. 
84 Schoch in Münder, LPK-SGB II, §7 Rn, 101. 
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des §7 Abs. 3a SGB II gegenüber dem Leistungsträger diesen dazu verpflichten, im Sinne 

des Amtsermittlungsgrundsatzes tätig zu werden.85 

Die Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft ist im Hinblick auf die Vermutungstatbes-

tände nicht ganz unbedenklich. Es handelt sich dabei um die Konstellation, dass der durch 

diese Regelung zur Bedarfsgemeinschaft gehörende Partner durch sein Einkommen seinen 

eigenen Bedarf decken könnte, er aber durch die Erfüllung eines Vermutungstatbestandes 

mit in die Hilfebedürftigkeit fällt. Aus Sicht der Antragsteller wird das meist negativ aufge-

fasst, da sie sozusagen „gezwungen“ werden für den anderen hilfebedürftigen Partner und 

die anderen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft einzustehen und ihr Einkommen für sie ein-

zusetzen. Laut Aussage des Bundessozialgerichtes ist dies keine verfassungswidrige „Stra-

fe“, die Partnern von Antragstellern auferlegt wird, vielmehr bekommen sie einen Leistungs-

anspruch zugesprochen, was einen Vorteil ergeben sollte.86 87 Es ist aber aus Sicht des nur 

fiktiv hilfebedürftigen Partners nicht immer so positiv zu sehen. Schließlich bekommt er nicht 

nur einen rechtlichen Vorteil zugesprochen sondern auch einen rechtlichen Nachteil in Form 

der Einstandspflichten. Die Frage wäre hier auch, was für diese Person schwerer wiegt. 

3.2.3 Die Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft 

Ein weiteres Beispiel für die fehlende Verwaltungspraktikabilität zeigt sich in der Thematik 

der Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft. Diese Konstellation ist umstritten und wird 

meist zusammen mit der überlappenden Bedarfsgemeinschaft erläutert, da sie Lösungsan-

sätze für ein und dieselbe Sachlage bieten. An der Umsetzung dieser Formen scheitert es 

jedoch, vor allem aus gesetzlichen und technischen Gründen. 

Bei dieser Thematik werden folgende Konstellationen aufgegriffen: ein Kind, das im Haushalt 

seiner Eltern lebt, hat selbst ein Kind. In der bisherigen Praxis wurde dies gelöst, indem das 

Kind von der ehemaligen Bedarfsgemeinschaft abgespalten wurde und mit ihrem eigenen 

Kind eine neue Bedarfsgemeinschaft gründete. Auch die Bundesagentur für Arbeit be-

schreibt diese Lösung in ihren Fachlichen Weisungen zu §7 SGB II.88 Dies sollte auch dann 

erfolgen, wenn die Eltern selbst nicht erwerbsfähig sind und somit ohne das erwerbsfähige 

leistungsberechtigte Kind nicht anspruchsberechtigt nach dem SGB II wären.89 

Im Gegensatz dazu steht das Urteil des Bundessozialgerichts aus dem Jahr 2014. Dabei 

wirft das Bundessozialgericht zwei neue Lösungswege auf. Es könnte eine Drei-

Generationen-Bedarfsgemeinschaft oder eine überlappende Bedarfsgemeinschaft gebildet 

                                                
85 Vgl. Schoch in Münder, LPK-SGB II, §7 Rn. 101 ff. 
86 Vgl. BSG v. 07.11.2006 – B 7 b AS 8/06 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 62791, Rn. 15. 
87 Siehe auch Gliederungspunkt 2.1 
88 Vgl. BA Fachliche Weisungen zu §7 SGB II: GP 2.3.1 (4) f. 
89 Vgl. BA aaO. GP 2.3.1 (5). 
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werden. Diese Lösungswege beruhen auf dem reinen Wortlaut des Gesetzes. Ob der Ge-

setzgeber diese vertritt, ist fraglich. Das Bundessozialgericht spricht sich für die Lösung der 

Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft aus, „wenn und weil sich familiär enger verbundene 

Personen, die mit mindestens einer erwerbsfähigen hilfebedürftigen Person in einem Haus-

halt zusammen wohnen, so gemeinsam in das Leistungssystem des SGB II einbeziehen und 

durch dasselbe gesetzliche Existenzsicherungssystem unter dem Dach nur eines Leistungs-

trägers erfassen lassen“. Es wird aber auch angemerkt, dass der Gesetzgeber in dem Sinne 

zu wenig geregelt hat und es daher den richtigen Lösungsweg nicht gäbe.90 

Ausdrücklich gegen die Bildung von Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaften spricht sich 

jedoch die Bundesagentur für Arbeit in ihren Fachlichen Weisungen aus und bildet sogar 

einige praxisorientierte Tatbestände91, bei denen das Kind automatisch aus der Bedarfsge-

meinschaft der Eltern ausgeschlossen werden soll, wenn es noch im Haushalt lebt.92 Viele 

Aussagen beziehen sich darauf, dass der Gesetzgeber überlappende oder auch Drei-

Generationen-Bedarfsgemeinschaften mit seinen Formulierungen nicht gewollt hat.93 

Fraglich ist, was für die Umsetzung in der Praxis praktikabler ist und inwieweit die Umstel-

lung von der Lösungsweise der Bundesagentur für Arbeit zur Lösungsweise des Bundesso-

zialgerichts machbar wäre. Zur Darstellung der Lösungswege wird im Folgenden kurz ein-

zeln auf jeden Vorschlag eingegangen. Dabei wird vom vereinfachten Beispiel ausgegangen, 

dass eine erwerbsfähige leistungsberechtigte Person unter 25 Jahren mit ihren Eltern und 

einem eigenem Kind im Haushalt zusammen lebt. 

Wie bereits erwähnt werden nach den Weisungen der Bundesagentur für Arbeit zwei vonei-

nander getrennte Bedarfsgemeinschaften gebildet. Zum Einen begründet die erwerbsfähige 

leistungsberechtigte Person nach §7 Abs. 3 Nr. 1 und 4 SGB II mit ihrer Tochter eine der 

Bedarfsgemeinschaften. Die Eltern bilden ihre eigene Bedarfsgemeinschaft nach §7 Abs. 3 

Nr. 1 und 3 SGB II, soweit eine Person erwerbsfähig leistungsberechtigt ist und sie eine 

Partnerschaft im Sinne von §7 Abs. 3 Buchst. a – c SGB II bilden. Die beiden Bedarfsge-

meinschaften sind lediglich durch eine eventuelle Haushaltsgemeinschaft im Rahmen des §9 

Abs. 5 SGB II verbunden.94 

Eine überlappende Bedarfsgemeinschaft entsteht, sobald die erwerbsfähige leistungsberech-

tigte Person zum einen nach §7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II der Bedarfsgemeinschaft der Eltern zu-

geordnet wird und zum anderen nach §7 Abs.3 Nr. 1 und 4 SGB II eine zweite Bedarfsge-

                                                
90 (vgl.) BSG v. 17.07.2014 – B 14 AS 54/13 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 173042, Rn. 18, 25. 
91 Es werden unter anderem folgende Tatbestände aufgegriffen: Heirat, Partner im Haushalt, eigenes 
Kind im Haushalt. (vgl. BA Fachliche Weisungen zu §7 SGB II: GP 2.3.1 (4)) 
92 Vgl. BA Fachliche Weisungen zu §7 SGB II: GP 2.3.1 (4) f.  
93 Vgl. Geiger (Hrsg.) in Leitfaden zum Arbeitslosengeld II, S. 106 ff. 
94 Vgl. BA Fachliche Weisungen zu §7 SGB II, GP 2.3.1 (1) ff. 
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meinschaft mit ihrem Kind bildet. Nach dem Gesetzeswortlaut ist eine solche Zuordnung 

möglich, da keine Vorschriften zur Zugehörigkeit zu mehreren Bedarfsgemeinschaften ge-

troffen wurden. Dagegen spricht aber, dass weiterführende Regelungen vor allem zur Ermitt-

lung der Hilfebedürftigkeit der einzelnen Bedarfsgemeinschaften in Bezug auf die zu beiden 

Bedarfsgemeinschaften gehörende Person nicht getroffen wurden.95 

Die Regelungen der Bedarfsgemeinschaft beinhalten ebenso keine Vorschrift darüber, dass 

in einer Bedarfsgemeinschaft nur zwei Generationen erfasst werden können. Daher hält das 

Bundessozialgericht es für möglich, eine Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft zu bilden. 

Die Ansicht des Bundessozialgerichts ist umstritten und bis jetzt gab es keine Reaktion vom 

Gesetzgeber. Dabei entsteht die Bedarfsgemeinschaft wie folgt: die erwerbsfähige leistungs-

berechtigte Person begründet die Bedarfsgemeinschaft nach §7 Abs. 3 Nr. 1 SGB II, ihre 

Eltern gehören nach §7 Abs. 3 Nr. 2 SGB II und das Kind nach §7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II dazu. 

Durch reine Anwendung des §7 Abs. 3 SGB II ist es also möglich eine solche Gemeinschaft 

zu bilden. Es fehlt aber auch hier an weiterführenden Regelungen bezüglich der Ermittlung 

der Hilfebedürftigkeit nach §9 SGB II.96 

Durch fehlende weiterführende Regelungen der Lösungswege des Bundessozialgerichts ist 

das Vertreten der Ansichten der Bundesagentur für Arbeit nachvollziehbar. Dennoch kann im 

reinen Ausschlussverfahren kein Rückschluss darauf getroffen werden, dass die überlap-

pende oder die Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft nicht der Wille des Gesetzgebers 

sind. Nach §9 Abs. 3 SGB II wird bei einem zur Bedarfsgemeinschaft gehörendem Kind, das 

schwanger ist oder ein unter 6-jähriges Kind betreut, die Anrechnung des elterlichen Ein-

kommens und Vermögens nach §9 Abs. 2 S. 1 SGB II außer Kraft gesetzt. Diese Regelung 

könnte implizieren, dass es Fälle wie die Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft geben 

solle. Jedoch könnte diese Vorschrift auch nur bezüglich der Fallkonstellation gelten, dass 

die Eltern erwerbsfähig leistungsberechtigt sind und deren Kind nicht erwerbsfähig ist. Das 

Kind der nicht erwerbsfähigen Person könnte im eben genannten Fall nicht in die Bedarfs-

gemeinschaft nach §7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II aufgenommen werden, da nur Kinder der in Nr. 1-

3 genannten Personen aufgenommen werden und die nicht erwerbsfähige Person selbst 

unter dieser Vorschrift behandelt wird.97 Somit könnte die Regelung des §9 Abs. 3 SGB II 

auch nur für solche Einzelfälle gelten und gerade nicht vermitteln, dass eine Drei-

Generationen-Bedarfsgemeinschaft möglich ist. 

Der Gesetzgeber müsste, um dieses Problem zu klären, im Gesetz auf einen bestimmten 

Lösungsweg hinweisen. Die Lösung der Bundesagentur für Arbeit steht für eine sehr prakti-
                                                
95 Vgl. BSG v. 17.07.2014 – B 14 AS 54/13 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 173042, Rn. 18 ff. 
96 Vgl. BSG aaO. 
97 Das Kindeskind hätte gegebenenfalls Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt des 3. Kapitels des 
SGB XII. 
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kable Lösung, die sich bereits über die letzten Jahre der Anwendbarkeit bewiesen hat. Diese 

Anwendbarkeit resultiert daraus, dass die Abspaltung des Kindes aufgrund des eigenen Kin-

des eine einfache Lösung ist. Die überlappende und die Drei-Generationen-

Bedarfsgemeinschaft bringen Schwierigkeiten in der Ermittlung der Hilfebedürftigkeit bezüg-

lich der Berücksichtigung von Einkommen und Vermögen mit sich. Dagegen steht aber, dass 

der Wortlaut des Gesetzes auf die Lösung der Bundesagentur für Arbeit nicht ganz zutrifft, 

da keine Regelung gegen eine Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft oder auch gegen 

eine überlappende Bedarfsgemeinschaft spricht. Demnach könnte es sein, dass es in einer 

solchen Konstellation zu einer falschen Anwendung des §7 Abs. 3 SGB II kam und so auch 

gegenwärtig kommt. 

Zu überlappenden oder auch konkurrierenden Bedarfsgemeinschaften und zu Drei-

Generationen-Bedarfsgemeinschaften gibt es wie aufgeführt, keine weiterführenden Rege-

lungen zur Ermittlung der Hilfebedürftigkeit. Schwierig werden hier vor allem die Ermittlung 

der Regelbedarfe und die Anrechnung von Einkommen bei den Personen der Bedarfsge-

meinschaft. Macht der Gesetzgeber eine solche Regelung möglich, ist es notwendig, dass er 

genauere Vorschriften für die Ermittlung bereitstellt. Jedoch wird das auch dann schwer um-

setzbar bezüglich der technischen Aspekte. Die Programme, die in den Verwaltungen einge-

setzt werden, können solche Konstellationen nicht wiedergeben. Es würde somit zu einigen 

Komplikationen bei der Umstellung führen. 

Der Gesetzgeber müsste zur Einführung einer Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft zu 

folgenden Themen im Gesetz Regelungen treffen: Zunächst müsste er ausdrücklich eine 

Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft erlauben, wodurch die genannten Alternativen ent-

fallen würden. Er könnte auch eine Ermessensvorschrift einführen, bei der in Einzelfällen 

Drei Generationen in eine Bedarfsgemeinschaft aufgenommen werden können. Die Regel-

bedarfe nach §20 SGB II müssten insoweit angepasst werden, als dass das unter 25-jährige 

erwerbsfähige Kind alleinerziehend ist, da dieser Person sonst auch ein verringerter Regel-

bedarf zugesprochen werden könnte, was eine Schlechterstellung im Vergleich zu anderen 

alleinerziehenden leistungsberechtigten Personen zur Folge hätte. Nur in tatsächlichen 

nachgewiesenen Fällen könnte davon ausgegangen werden, dass die Betreuung des Kindes 

nicht allein erfolgt. Es müsste insoweit auf den Einzelfall abgestellt werden. Die Einkom-

mens- und Vermögensberücksichtigung müsste nach §9 Abs. 3 und 5 SGB II genauer be-

trachtet werden. Dabei müsste der Gesetzgeber durch genauen Wortlaut oder durch eine 

entsprechende Gesetzesbegründung erläutern, wann die Eltern für ihr Kind und für das En-

kelkind einstehen müssen. Im Falle der nicht alleinigen Betreuung und Erziehung nach §9 

Abs. 3 SGB II müssten sie ihr Einkommen und Vermögen für ihr Kind nach §9 Abs. 2 S. 2 

SGB II einsetzen. Zu regeln ist hierbei, ob und inwieweit dieses auch bei dem Enkelkind be-
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rücksichtigt werden müsste. Ist §9 Abs. 3 SGB II einschlägig, müsste über einen Einsatz der 

Eltern im Zuge der vertikalen Berechnungsmethode nachgedacht werden. 

Insgesamt würde durch die Einbindung dieser oder ähnlicher Vorschriften im Gesetz die Ei-

narbeitung solcher Spezialfälle in die genutzten Programme der praktischen Verwaltung er-

schwert werden. 

Ratsam wäre es, die Fachlichen Weisungen der Bundesagentur für Arbeit anzunehmen, um 

das Konstrukt der Bedarfsgemeinschaft nicht noch komplizierter werden zu lassen. Jedoch 

spricht das Bundessozialgericht davon, dass die Lösung der Drei-Generationen-

Bedarfsgemeinschaft insofern realitätsnaher ist, als dass eine Gemeinschaft, die gemeinsam 

wirtschaftet und gemeinsam wohnt, sich nicht plötzlich auflöst. Es ist wahrscheinlicher, dass 

die Eltern auch weiterhin zusammen mit dem Kind und dessen Kind wirtschaften.98 

Ob und wie der Gesetzgeber auf diese Problematik reagiert, bleibt abzuwarten.99 Dennoch 

ist es empfehlenswert die erläuterte Arbeitsweise der Bundesagentur für Arbeit anzuwenden. 

4. Zusammenfassende Erwägung 

Anhand der bisherigen Ausführungen ist zu erkennen, dass das Konstrukt der Bedarfsge-

meinschaft, das der Gesetzgeber im SGB II geschaffen hat, aus mehreren Perspektiven vie-

le Problemlagen aufwirft. Dabei wurde die Aufzählung auf die wichtigsten Problemlagen be-

schränkt, obwohl die Bedarfsgemeinschaft durchaus noch mehr Schwierigkeiten aufwirft. 

Ein sehr kritischer Punkt ist die Dissonanz zum zivilrechtlichen Unterhalt des BGB. Die stark 

erweiterten Einstandspflichten sind wie erläutert nicht deckungsgleich mit zivilrechtlichen 

Unterhaltspflichten, wodurch Schwierigkeiten bezüglich der Befugnisse des Gesetzgebers 

entstehen. Es ist aber auch mit einzubeziehen, dass die Regelungen des BGB ursprünglich 

um 1900 entstanden. Durch den gesellschaftlichen Wandel sind aber heutzutage andere 

Strukturen maßgebend. Der Wandel der Gesellschaft bringt Patchworkfamilien hervor und 

das Gesellschaftsbild ändert sich: immer weniger Menschen heiraten.100 Insofern könnte die 

Regelung der Bedarfsgemeinschaft ein visionäres und gegenwärtiges Konzept sein. 

Dagegen spricht die Meinung von Sabine Berghahn. Durch die Regelung der Bedarfsge-

meinschaft entwickele sich das Recht zurück in die Vergangenheit, in der Frauen vom Ein-

kommen ihrer Männer abhängig waren: es geht um das sogenannte männliche Ernährermo-

                                                
98 Vgl. BSG v. 17.07.2014 – B 14 AS 54/13 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 173042, Rn. 25. 
99 Vgl. Jüttner, Andreas in Linhart/ Adolph/ Gröschel-Grundermann, K-SGB II/SGB XII/ AsylbLG, II B 
SGB II §7 Rn. 87a. 
100 Vgl. Statistik zu Eheschließungen und rohen Eheschließungsziffern in Deutschland, s. Anhang 3, 
S. XXXVII. 



23 
 

dell. In einem Vortrag aus dem Jahr 2005 kritisierte sie, dass es aufgrund der Vorschriften 

zur Bedarfsgemeinschaft im SGB II an der Geschlechtergleichstellung fehle.101 

Je nach dem, ob ihre Meinung vertreten wird oder nicht, zur Beibehaltung der Bedarfsge-

meinschaft im SGB II müssten andere Gesetze angepasst werden. Ob der zivilrechtliche 

Unterhalt daran angepasst werden kann, vor allem in Hinblick auf die Verfassungsmäßigkeit, 

ist unwahrscheinlich. Es müsste aber in jedem Falle eine Anpassung des SGB XII erfolgen, 

da sich die beiden Grundsicherungen in ihrem Grundwesen einfach zu ähnlich sind. 

Aber warum andere Gesetze anpassen? Schließlich gilt es zunächst die Problemstellungen 

zu lösen, die die Bedarfsgemeinschaft zu bieten hat, bevor diese auf andere Rechtsgebiete 

übertragen werden. Viele Aspekte der Bedarfsgemeinschaft sind zu ungenau, wodurch es an 

einer Verwaltungsvereinfachung fehlt. Durch die Mischung des Konzepts eines individuellen 

Anspruchs mit dem reinen Konzept einer Bedarfsgemeinschaft entstehen gravierende Rege-

lungslücken und Widersprüche. Ein Beispiel wäre die Vertretungsfiktion, die zwar der Verein-

fachung dienen soll, aber aus den genannten Gründen102 diese nicht unterstützt. Diese bei-

den gegensätzlichen Konzepte schließen sich größtenteils gegenseitig aus, wodurch die 

Vorschriften schwierig aufzugreifen und anzuwenden sind. Würde der Gesetzgeber eine kla-

re Struktur, einen geraden Weg verfolgen und sich für eines der Konzepte entscheiden, 

könnte dies positive Auswirkungen auf die Grundsicherung für Arbeitssuchende haben. Ent-

weder er entscheidet sich für das volle Konzept der Bedarfsgemeinschaft oder eben dage-

gen. Entscheidet er sich dafür, dann könnte die Vermutungsregelung besser begründet wer-

den und die Drei-Generationen-Bedarfsgemeinschaft wäre keine Vermutung des Bundesso-

zialgerichts mehr, sondern wahrscheinlich eine zwingende Regelung. 

Fraglich wäre bei einer Einführung des reinen Konzeptes der Bedarfsgemeinschaft aber die 

Verfassungsmäßigkeit. Es darf keine Objektstellung eines Individuums durch den Staat er-

folgen. Ob dies hier der Fall wäre, müsste an den dazugehörigen Regelungen abgewogen 

werden. Außerdem könnten sich bereits bestehende Problemlagen weiter zuspitzen. So zum 

Beispiel das Problem der sogenannten ‚Sippenhaft‘ bei personenbezogenen Sanktionen 

nach §§31 ff. SGB II. Bekommt ein Mitglied im Zuge von wiederholten Sanktionen alle Leis-

tungen gestrichen, müssen die eigentlich kopfteiligen Kosten der Unterkunft komplett von 

den restlichen Mitgliedern getragen werden. Das Bundessozialgericht entschied, dass in sol-

chen Sonderfällen der Anteil der Kosten für Unterkunft und Heizung der sanktionierten Per-

son den anderen Mitgliedern kopfteilig zugewiesen wird, um diese ‚Sippenhaft‘ zu verhin-

dern.103 Fraglich ist jedoch auch, wie das gehandhabt werden sollte, wenn es keine Indivi-

                                                
101 Vgl. Berghahn: Vortrag im IAB vom 14.09.2005, s. Anhang 2, S. XV ff. 
102 Siehe Gliederungspunkt 3.1 
103 Vgl. BSG v. 23.05.2013 – B 4 AS 67/12 R, www.sozialgerichtsbarkeit.de, 164679, Rn. 14. 
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dualansprüche mehr gäbe, sondern nur noch einen Anspruch einer ganzen Bedarfsgemein-

schaft. Es würde unweigerlich zu einer ‚Sippenhaft‘ der Bedarfsgemeinschaft kommen.  

Die Beibehaltung des Konzepts der Bedarfsgemeinschaft und ihren Regelungen ist nach 

meiner Auffassung nicht vertretbar, aufgrund der Regelungslücken und Disharmonien. Min-

destens sollte der Gesetzgeber ein Änderungsgesetz zu diesen Problemlagen herbeiführen 

und dabei vordergründig darauf achten, dass alle Sonderformen abgedeckt werden und die 

Vorschriften verfassungskonform sind, anstatt sie danach auslegen zu müssen. 

Dass der Gesetzgeber zu den allseits bekannten und oft behandelten Problematiken bisher 

keine Entscheidungen hervorgebracht hat, ist unverständlich. Seit nunmehr 14 Jahren be-

steht die Konzeption der Bedarfsgemeinschaft. Schon in den ersten Jahren lehnten sich viele 

Autoren in Fachzeitschriften sowie vereinzelte Rechtsprechungen dagegen auf. Es ist unve-

rantwortlich und unverständlich, dass der Gesetzgeber keine Ambitionen zeigt, eine Ände-

rung hervorzubringen. 

Meiner Meinung nach könnte das Konzept der Bedarfsgemeinschaft auch gleich abgeschafft 

werden und stattdessen der Fokus wieder auf Individualansprüche gelegt werden. Dabei 

wäre es denkbar, im Hinblick auf Einstandspflichten von Partnern bzw. von Eltern, nur der 

Einkommensüberschuss bei der Anspruchsermittlung der bedürftigen Person berücksichtigt 

werden. 

In jedem Falle sollte sich der Gesetzgeber entweder für das reine Konzept der Bedarfsge-

meinschaft oder für die Abschaffung der Regelung entscheiden. Dies vermittelt auch folgen-

des Zitat: 

„Professionalität will Vielseitigkeit im Denken und Geradlinigkeit im Machen.“104 

-Ulrich Wiegand-Laster (*1960)- 

 

                                                
104 s. Anhang 4, S. XXXIX. 
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